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Weinmann: Hochschulpakt-Mittel müssen mit besonderem Augenmerk
eingesetzt werden

In der heutigen Debatte des Landtags zu den drei zentralen Bund-Länder-Vereinbarungen im Bereich
Hochschule und Wissenschaft sagte der Vorsitzende des Arbeitskreises Wissenschaft der FDP/DVP
Faktion, Nico Weinmann: 

„Baden-Württemberg muss sich auch weiterhin im Wettbewerb um die klügsten Köpfe behaupten.
Dabei spielen die Bund-Länder-Vereinbarungen eine zentrale Rolle zur Finanzierung der Hochschulen
und Forschungseinrichtungen im Land.

Mit besonderem Augenmerk müssen wir die Verteilung und den Einsatz der beträchtlichen Mittel
angehen. Denn die Finanzierung der Hochschulen hat sich in den letzten Jahren deutlich verändert.
Das Drittmittelaufkommen ist stark gewachsen, was einerseits erfreulich ist und die
Konkurrenzfähigkeit unserer Hochschulen bezeugt. Andererseits wurde es zunehmend schwieriger,
das akademische Personal, die Forscher und die Lehrenden, unbefristet anzustellen. Noch immer
beherrschen prekäre Arbeitsverhältnisse den akademischen Mittelbau. Daher müssen wir diese
Herausforderung an prominenter Stelle im Landeskonzept verankern und möglicherweise auch neue
Wege gehen. Die EU ermöglicht es beispielsweise, unbefristetes Personal in Forschungsprojekten
abzurechnen, was erhebliche Spielräume eröffnet.

Die Digitalisierung darf gerade an den Hochschulen keine leere Floskel bleiben. Umso mehr irritiert
das Fehlen des Wortes `digital´ im Pakt für Innovationen in der Hochschullehre. Nicht erst seitdem das
`lebenslange Lernen´ im bildungspolitischen Kanon auftaucht sollte uns klar sein, dass modernen
Formen der Wissensvermittlung mehr Aufmerksamkeit zukommen sollte. Unsere Impulse für eine
virtuelle Hochschule im Land blieben leider bisher ungehört.

Abschließend ist festzuhalten, dass die geplanten Verträge den Weg frei machen für eine erhebliche
finanzielle Beteiligung des Bundes an der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses.“


